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A TEXTLICHE FESTSETZUNGEN (gem. § 9 BauGB) 

 

In Ergänzung der Planzeichnung wird Folgendes festgesetzt: 

 

1. Art der baulichen Nutzung und Fläche für den Gemeinbedarf  

 

1.1 Besonderes Wohngebiet (WB 1 – WB 4) (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. § 4a 

BauNVO) 

Im besonderen Wohngebiet, bestehend aus den Teilgebieten WB 1 – WB 4, 
sind in den Teilgebieten WB 1 und WB 2 Wohnungen nur ab dem 1. Oberge-
schoss zulässig. 

 
Im besonderen Wohngebiet (WB 1- WB 4) sind die unter § 4a Abs. 3 Nr. 2 und 
Nr. 3 BauNVO vorgesehenen Ausnahmen 
- Vergnügungsstätten 
- Tankstellen 
nicht Bestandteil des Bebauungsplans.  

 
Im besonderen Wohngebiet (WB 1 – WB 4) sind Wettannahmestellen nicht zu-
lässig. Nicht unter den Begriff der Wettannahmestellen in diesem Sinne fallen 
klassische Glücksspielannahmestellen wie zum Beispiel Annahmestellen von 
Lotto- und Toto-Scheinen im Rahmen eines regulären Kioskbetriebes o. ä. 
Ebenfalls zulässig sind Annahmestellen mit einem Anteil der Ladenfläche des 
Ladenlokals für Wettannahmen von 10 % oder weniger. Dies betrifft insbeson-
dere Lotto-Toto-Sportwetten, die im Rahmen eines Kioskbetriebes angenom-
men werden. 
 

1.2 Fläche für den Gemeinbedarf (§ 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB) 

Auf der Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Kirchen und 
kirchlichen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen“ sind Einrichtun-
gen für kirchliche, soziale und kulturelle Zwecke zulässig. 
 

2. Maß der baulichen Nutzung  
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

 

2.1 Höhe baulicher Anlagen  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und 3 BauGB i. V. m. § 18 BauNVO) 
Im Bebauungsplan werden gemäß § 18 BauNVO Gebäudehöhen als Ober-
kante (OK) oder Taufhöhen (TH) und Firsthöhen (FH) festgesetzt.  
 
Als Oberkante (OK) gilt bei Gebäuden mit Flachdächern der oberste Ab-
schluss der Attika. 
 
Die Traufhöhe (TH) ist an der Schnittkante zwischen den Außenflächen des 
aufgehenden Mauerwerks und der oberen Dachhaut zu messen. 
 
Die Firsthöhe (FH) ist bei Gebäuden mit geneigten Dächern an der Oberkante 
des Firsts zu messen. 
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Die festgesetzten Gebäudehöhen dürfen durch technische Aufbauten wie z. B. 
Fahrstuhlüberfahrten, Treppenhäuser und Solaranlagen ausnahmsweise um 
bis zu 1,5 m überschritten werden. 
 
Innerhalb des Hochwasserrisikogebietes, das in der Planzeichnung nach-
richtlich übernommen ist, muss die Erdgeschossfußbodenhöhe mindestens  
59,90 m über NHN betragen. 
 

2.2 Überschreitung der Grundflächenzahl durch Garagen, Stellplätze und Ne-
benanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. §19 BauNVO) 
Die zulässige Grundfläche darf in der Fläche für den Gemeinbedarf durch die 
Grundflächen von Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten, sowie von 
Nebenanlagen i. S. des § 14 BauNVO bis zu einer Grundflächenzahl von 0,9 
überschritten werden.  

 

3. Überbaubare Grundstücksflächen   
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 BauNVO) 
 
Pfeiler und Pfeilervorlagen dürfen um bis zu 0,6 Meter vor die Baulinien treten.  

 

4. Stellplätze und Garagen  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB und § 12 BauNVO) 
 
Im besonderen Wohngebiet (WB 1 – WB 4) sind gemäß § 12 Abs. 6 BauNVO 
Stellplätze innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche und innerhalb der 
festgesetzten Flächen für Stellplätze (St) zulässig. Oberirdische Garagen und 
überdachte Stellplätze (Carports) sind nur innerhalb der überbaubaren Grund-
stücksflächen zulässig. Die Zulässigkeit in den überbaubaren Grundstücksflä-
chen gilt nur, soweit diese nicht mit Baudenkmälern bebaut sind.  
 
In der Gemeinbedarfsfläche sind Stellplätze gemäß § 12 Abs. 6 BauNVO nur 
innerhalb der festgesetzten Flächen für Stellplätze (St) sowie für Stellplätze 
und Abfallsammelbehälter (St/A) zulässig. Garagen und überdachte Stell-
plätze (Carports) sind nicht zulässig.  

 

5.  Flächen für Nebenanlagen  
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB und § 14 BauNVO) 
 

5.1 Abfallsammelbehälter  

In der Gemeinbedarfsfläche sind Abfallsammelbehälter nur in den zeichne-
risch festgesetzten Flächen für Nebenanlagen, innerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen sowie in der festgesetzten Fläche für Stellplätze und Ab-
fallsammelbehälter (St/A) zulässig.   
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5.2 Nebenanlagen  

In der Gemeinbedarfsfläche sind Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 1 
BauNVO, nur in den festgesetzten Flächen für Nebenanlagen (N) zulässig. 
Anlagen für die Kleintierhaltung sind unzulässig. 
 
In der Gemeinbedarfsfläche sind Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 1a 
und § 14 Abs. 2 BauNVO ausnahmsweise zulässig sowie Nebenanlagen im 
Sinne des § 14 Abs. 3 BauNVO zulässig. 

 

6. Bauliche oder technische Maßnahmen zur Vermeidung oder Verringe-
rung von Hochwasserschäden einschl. Schäden durch Starkregen  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 16c BauGB) 
 
In der Gemeinbedarfsfläche sind mindestens 45,5 m³ unterirdisches Speicher-
volumen für Regenwasser vorzuhalten.  
 

7. Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 
 
Die mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastenden Flächen werden wie 
folgt festgesetzt: 
 
G Gehrecht zugunsten der Allgemeinheit/Anlieger, wie untenstehend be-

nannt 
 
F Fahrrecht zugunsten der Allgemeinheit/Anlieger, wie untenstehend be-

nannt 
 
L Leitungsrecht zugunsten der Versorgungsträger 
 
Innerhalb der mit der Bezeichnung „GFL 1“ festgesetzten Fläche ist eine mind. 
3 m breite durchgängige Fläche mit einem Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu-
gunsten der Allgemeinheit und Versorgungsträger zu belasten. 
 
Die mit der Bezeichnung „GFL 2“ und „GFL 3“ gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 Nr. 21 
BauGB festgesetzten Flächen sind jeweils mit einem Geh-, Fahr- und Lei-
tungsrecht zugunsten der Anlieger des Altenzentrums St. Elisabeth sowie der 
Versorgungsträger zu belasten. 
 
Innerhalb der mit der Bezeichnung „GF (Rad)“ festgesetzten Fläche ist eine 
mindestens 2,50 m breite durchgängige Fläche mit einem Gehrecht und einem 
Recht zur Befahrung mit Fahrrädern (Radfahrrecht) zugunsten der Allgemein-
heit zu belasten. 
 
Die mit der Bezeichnung „GF“ gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 Nr. 21 BauGB festge-
setzte Fläche ist mit einem Geh- und Fahrrecht zugunsten der Anlieger des 
Grundstücks Bergische Landstraße 68 zu belasten. 
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8. Anpflanzen und Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Be-

pflanzungen (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)  
 

8.1 Dachbegrünung  

In der Gemeinbedarfsfläche sind die Flachdächer auf einer Fläche von mind. 
50 m² mit einer Mindestsubstratschicht von 8 cm zuzüglich Filter- und Drain-
schicht zu bepflanzen.  
 

8.2 Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen  

An den festgesetzten Standorten gemäß Planzeichnung sind standortgerechte 
Laubbäume zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Es ist mindestens die fol-
gende Pflanzqualität zu verwenden: 
Laubbaum (s. beispielhaft hierzu die Pflanzliste in Anhang I); Hochstamm, 3 x 
verpflanzt oder Stammbusch, 4 x verpflanzt aus extra weitem Stand; jeweils 
mit Drahtballierung, Stammumfang 18 - 20 cm  
 
Innerhalb der gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB festgesetzten Flächen ist eine 
Hecke zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten (s. beispielhaft hierzu die Pflanz-
liste in Anhang I). 
 
 

B BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN  

 (gem. § 89 BauO NRW i. V. m. § 9 BauGB) 

 

1. Dachformen 

 
Die Dachformen sind durch Einschrieb im Bebauungsplan festgesetzt.  
Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 1 Satz 1 BauGB und Garagen sind mit 
einem Flachdach auszuführen. Andere Dachformen können zugelassen wer-
den, wenn sie sich dem Hauptgebäude anpassen.  
 

2. Dachdeckung und Dachbegrünungen 

 

Die Dachdeckung hat für Gebäude an der Bergischen Landstraße und der 

Gregor-Mendel-Straße entsprechend der Farben des RAL-Registers in Rot, 

Rotbraun und Dunkelrot (ähnlich wie RAL Nr. 2001, 2002, 3003 bis 3011), 

Grau (ähnlich wie RAL Nr. 7011, 7016, 7030 und 7039) oder schwarz zu erfol-

gen. Ausgenommen hiervon sind Oberlichter. Die Verwendung von glänzen-

den Materialien ist unzulässig. Ausgenommen hiervon sind technische Anla-

gen und Aufbauten. 

 

Die Festsetzung gilt nicht für rückwärtige Gebäude und Gebäudeteile. Dach-

begrünungen sind mit Ausnahme der Dächer von Baudenkmälern zulässig. 
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3. Fassaden 

 
Geschlossene Fassaden/Außenwände von Gebäuden und Gebäudeteilen zur 
Bergischen Landstraße und Gregor-Mendel-Straße sind zu mindestens 80 % 
in Vormauersteinen, Ziegel oder Klinker, auch als Flach- oder Sparverblender 
auszuführen.  
 
Farbflächen der Vormauersteine, Ziegel oder Klinker, auch als Flach- oder 
Sparverblender, sind in Rot, Rotbraun und Dunkelrot (ähnlich wie RAL Nr. 
2001, 2002, 3003 bis 3011) zulässig. Die Fugen dürfen nur in den vorgenann-
ten Farben oder in Hellgrau (ähnlich wie RAL Nr. 7047 und 9018) ausgeführt 
werden. Formate sind nur als Dünn-(DF) oder Normalformat (NF) zulässig.  
 
Als Material für alle übrigen geschlossenen Fassaden/Außenwände von Ge-
bäuden und Gebäudeteilen zu den öffentlichen Straßenverkehrs- und Grünflä-
chen sind Putz, Holz, Metall und/oder Glas zulässig. Die Putz-, Holz- und Me-
tallflächen sind entsprechend der Farben des RAL-Registers in Hell Sandfar-
ben (ähnlich wie RAL Nr. 1013 bis 1015), Weiß (ähnlich wie RAL Nr. 9001 bis 
9003 und 9016), Hellgrau (ähnlich wie RAL Nr. 7047 und 9018), Dunkelgrau 
(ähnlich wie RAL Nr. 7015 und 7016), Quarzgrau (RAL Nr. 7039) sowie für die 
Lackierung von Metallteilen die Technikfarben DB 701, 702, 703 und RAL Nr. 
7039, 9006 und 9007 zulässig. 
 

4. Werbeanlagen 

 

4.1 Werbeanlagen an Gebäuden 

4.1.1 Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung zulässig. Sie müssen sich 
nach Umfang, Anordnung, Werkstoff, Farbe und Gestaltung dem Bauwerk un-
terordnen und dürfen gestalterische Fassadenelemente nicht verdecken, über-
schneiden oder in ihrer Wirkung beeinträchtigen. 

 
4.1.2 Werbeanlagen auf der Fassadenfläche sind nur als horizontale Schriftzüge in 

Form von angestrahlten oder schwach hinterleuchteten Einzelbuchstaben zu-
lässig. Firmenlogos können integriert werden, wenn ihre Höhe den Einzel-
buchstaben entspricht und sie sich in die Abfolge der Einzelbuchstaben einfü-
gen. Einteilige Flachwerbungen sind hier unzulässig.  

 
4.1.3 Flächige Werbeanlagen auf der Fassadenfläche können darüber hinaus nur 

als integrale Bestandteile der Fensterelemente ausgebildet werden. Schrift-
züge und Werbeflächen auf den Fassaden oberhalb der Fensterflächen der 
Erdgeschosszone sind unzulässig.  
 

4.1.4 Das Anbringen von Werbeanlagen oder Schriftzügen in Form von flächigen 
Beklebungen an (Schau-)Fenstern, Türen und Durchgängen ist unzulässig.  

 
4.1.5 Je Betriebsstätte ist nur eine Werbeanlage je zugehöriger Fassade zulässig. 

Der Abstand aller Teile der angebrachten Werbeanlagen, mit Ausnahme von 
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Auslegern, darf die Fassadenfront nicht mehr als 0,25 m überschreiten. Wer-
beanlagen sind mit einer Höhe von maximal 0,60 m, einer Tiefe von maximal 
0,20 m und einer Größe von maximal 2,0 m² zulässig.  
 

4.1.6 Ausleger im Sockelbereich sind nur auf den konstruktiv tragenden Bauteilen 
einer Fassade (z. B. Stützen, Pfeiler) zu befestigen. Sie sind bis zu einer Aus-
kragung von 0,40 m zulässig. Die Höhe darf 0,60 m nicht überschreiten.  
 

4.1.7 Werbeanlagen dürfen nur bis zur Höhe der Oberkante der Fensterelemente 
des 1. Obergeschosses angebracht werden.  

 
4.2  Werbeanlagen im öffentlichen Raum 

4.2.1 Werbeanlagen im öffentlichen Raum dürfen nur in unmittelbarer Nähe der 
Stätte der Leistung und max. 1,00 m vor der Außenwand der jeweiligen Be-
triebsstätte aufgestellt werden.  
 

4.2.2 Je Betriebsstätte ist ein Werbeständer zulässig. 
 

4.2.3 Die maximale Größe von Werbeständern ist auf das Format DIN A 1 (594 mm 
x 841 mm) beschränkt. Zulässige Werbeanlagen sind auf dem Boden ste-
hende, selbsttragende und mobile Konstruktionen (z. B. Aufsteller, Werbestän-
der, Klapptafeln), die der Geschäfts- und Produktwerbung dienen. Das Auf-
stellen von sonstigen Hinweistafeln, Fahnen und Werbepylonen jeglicher Art, 
auch mobilen, ist unzulässig. 

 
 

C NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN (gem. § 9 BauGB) 

 

1. Überschwemmungsgebiet 

 
Das Plangebiet befindet sich teilweise innerhalb des Überschwemmungsge-
bietes für ein 100-jährliches Hochwasserereignis der Dhünn. Das Über-
schwemmungsgebiet ist auf der „Karte des Überschwemmungsgebiets der 
Dhünn im Regierungsbezirk Köln“ der Bezirksregierung Köln (Stand Oktober 
2012, Kartenblatt 4, abrufbar unter www.bezreg-koeln.nrw.de) nachzuvollzie-
hen. 

 

2. Hochwasserrisikogebiet 

 
Das Plangebiet ist in der Hochwassergefahrenkarte Dhünn der Bezirksregie-
rung Köln vom Oktober 2019 teilweise als Hochwasserrisikogebiet mit einer 
niedrigen Wahrscheinlichkeit (HQ extrem) ausgewiesen. Hier handelt es sich 
um ein Extremhochwasser mit niedriger Wahrscheinlichkeit, das im Mittel 
deutlich seltener als alle 100 Jahre auftritt. Das Risikogebiet ist auf der „Hoch-
wasserrisikokarte Dhünn“ der Bezirksregierung Köln (Stand Oktober 2019, 
Kartenblatt 4, abrufbar unter www.flussgebiete.nrw.de) nachzuvollziehen. 
 
 

 

http://www.flussgebiete.nrw.de/
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3.  Baudenkmäler 

 
Innerhalb des Plangebietes befinden sich die Baudenkmäler „Kath. Kirche St. 
Andreas“, An St. Andreas 4 (Haus der Begegnung), An St. Andreas 2 (ehema-
lige Vikarie) und Bergische Landstraße 68. 
 
 

D HINWEISE 

 

1. Bodendenkmalpflege 

 
Beim Auftreten archäologischer Bodenfunde und Befunde ist die Stadt Lever-
kusen als Untere Denkmalbehörde oder das LVR-Amt für Bodendenkmal-
pflege im Rheinland, Außenstelle Overath, Gut Eichthal, 51491 Overath, Tel.: 
02206/9030-0, Fax: 02206/9030-22, zu informieren.   
 
Bodendenkmal und Fundstelle sind zunächst unverändert zu erhalten. Die 
Weisung des Rheinischen Amts für Bodendenkmalpflege für den Fortgang der 
Arbeiten ist abzuwarten. 
 

2. Erdbebengefährdung 

 
Das Plangebiet ist der folgenden Erdbebenzone/geologischen Untergrund-
klasse zugeordnet: Stadt Leverkusen, Gemarkung Schlebusch: 0/T 
 
Innerhalb der Erdbebenzone 0 müssen gemäß DIN 4149 für übliche Hochbau-
ten keine besonderen Maßnahmen hinsichtlich potenzieller Erdbebenwirkungen 
ergriffen werden. Es wird jedoch dringend empfohlen, im Sinne der Schutzziele 
der DIN 4149 für Bauwerke der Bedeutungskategorien III und IV entsprechend 
den Regelungen nach Erdbebenzone 1 zu verfahren. Dies gilt insbesondere  
z.B. für große Wohnanlagen, Versammlungshallen, kulturelle Einrichtungen etc.    
 
Es wird außerdem auf die Bewertung der Erdbebengefährdung hingewiesen, 
die bei Planung und Bemessung üblicher Hochbauten gemäß den Technischen 
Baubestimmungen des Landes NRW mit DIN 4149:2005-04 „Bauten in deut-
schen Erdbebengebieten“ zu berücksichtigen sind. 

 
3.  Sonstiges 
 

Sämtliche in den Planunterlagen genannten Normen des Deutschen Instituts 

für Normung (DIN) können bei der Beuth Verlag GmbH, 10772 Berlin bezogen 

oder beim Fachbereich Stadtplanung der Stadtverwaltung Leverkusen wäh-

rend der Dienststunden eingesehen werden.  
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Anhang I: Pflanzliste (beispielhaft) 

 

Bei Umsetzung der Begrünungs- und Pflanzmaßnahmen können die Arten der beige-

fügten Pflanzenlisten verwendet werden. Die folgenden Listen enthalten eine Aus-

wahl standortgerechter Gehölze. Die Liste ist nicht abschließend. Einzelne Nutz- und 

Ziergehölze können abweichend von der Pflanzliste im Rahmen der Freianlagenpla-

nung gepflanzt werden. 

 

Vorschlagliste standortgerechte Gehölze 

 

Laubbäume mittlerer Größe 

Acer in Sorten Ahorn 

Catalpa bignoioides  Trompetenbaum 

Crataegus carrierii Apfeldorn 

Fagus sylvatica  Rotbuche 

Malus in Sorten Zierapfel 

Prunus in Sorten Zierkirsche, -pflaume 

Sorbus in Sorten Eberesche, Mehlbeere 

Quercus in Sorten Eiche 

 

Artenliste geschnittene Hecken 

Carpinus betulus Hainbuche 

Fagus sylvatica Buche 

Ligustrum vulgare Liguster 

Crataegus monogyna Weißdorn 

 


